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Stellungnahme zum Ausbau der S 201 westlich Rossau 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
der BUND Landesverband Sachsen e.V. (BUND Sachsen) bedankt sich für die Möglichkeit zur Stellung-
nahme im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens zum Ausbau der Staatsstraße S 201 westlich 
Rossau (LBP, S. 4). Das Vorhaben umfasst den grundhaften Ausbau der Staatsstraße über eine Länge 
von 2,704 km zur Beseitigung von Trassierungsmängeln sowie die Errichtung eines straßenbegleitenden 
Radweges über 3,1 km (LBP, S. 4). 

Der BUND Sachsen lehnt das vorgelegte Projekt in seiner derzeitigen Form ab und stellt nachfolgend 
aufgeführte Forderungen zur Verbesserung des Vorhabens. Während wir die verkehrlichen Zielsetzun-
gen des Projekts zur Kenntnis nehmen (Erläuterungsbericht, S. 15) und die Einrichtung eines Radwegs 
begrüßen, überwiegen aus unserer Sicht die erheblichen natur- und umweltschutzfachlichen Bedenken, 
die einer Zustimmung in der vorliegenden Planung entgegenstehen. 

Die geplante Ersetzung der Verrohrung des Grumbachs durch ein Brückenbauwerk mit 4,0 m lichter 
Weite stellt eine ökologische Verbesserung gegenüber dem bestehenden Rohrdurchlass dar 
(Maßnahmenblätter, S. 16). Die lichte Höhe von mindestens 2,08 m und die geplanten Trockenbermen 
für die Kleintierwanderung verbessern die ökologische Durchgängigkeit erheblich (Maßnahmenblätter, 
S. 16). Der Verzicht auf Tausalz auf der Radverkehrsanlage (Maßnahmenblätter, S. 35) ist ebenfalls zu 
begrüßen. Gleichwohl bleiben erheblich Bedenken aus natur- und umweltfachlicher Sicht. 

Hauptkritikpunkte aus Natur- und Umweltschutzsicht 

1. Eingriff in besonders geschütztes Biotop ohne hinreichende Begründung 

Der Grumbach ist als besonders geschütztes Biotop gemäß § 30 BNatSchG klassifiziert (Potenzialana-
lyse, S. 19). Der geplante Eingriff in dieses gesetzlich geschützte Biotop bedarf einer Befreiung nach § 
67 BNatSchG. Die Planunterlagen legen bislang nicht ausreichend dar, dass zwingende Gründe des 
überwiegenden öffentlichen Interesses vorliegen und keine Alternativen bestehen, die für einen solchen 
Eingriff erforderlich wären. Eine entsprechende Begründung und Alternativenprüfung sind für die 
Genehmigungsfähigkeit des Vorhabens unerlässlich. 
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2. Erhebliche Bodenversiegelung in erosionsgefährdeter Lage ohne angemessene Kompensation 

Die geplante Nettoneuversiegelung von 15.117 m² (Gegenüberstellung, S. 2) bedeutet den 
unwiederbringlichen Verlust hochwertiger Böden mit besonderen Funktionen für den Naturhaushalt und 
Klimaschutz. Besonders schwerwiegend ist dieser Verlust in einem Gebiet mit bereits bestehender 
Wassererosionsgefährdung (LBP, S. 16). Die vorgesehenen Kompensationsmaßnahmen können diese 
spezifischen Bodenfunktionen nicht vollständig ersetzen. 

3. Verschärfung der Grundwasserbelastung in bereits beeinträchtigtem Wasserkörper 

Der bereits im schlechten chemischen Zustand befindliche Grundwasserkörper "Untere Zschopau" 
(WRRL-Fachbeitrag, S. 26) wird durch zusätzliche Tausalzeinträge aus der verbreiterten Fahrbahn weiter 
belastet. Die Annahme, dass flächenhafte Versickerung eine Verschlechterung ausschließt (WRRL-
Fachbeitrag, S. 28), ist ohne belastbare Langzeituntersuchungen und Monitoring-Konzepte nicht 
hinreichend begründet und birgt das Risiko eines Verstoßes gegen das Verschlechterungsverbot der 
WRRL. 

4. Externe Kompensation ohne räumlich-funktionalen Bezug 

Die Inanspruchnahme von 38.630 Werteinheiten der externen Ökokonto-Maßnahme "Abriss Rinderstall-
anlage Berthelsdorf" (Gegenüberstellung, S. 9) erfolgt ohne ausreichenden räumlichen oder 
funktionalen Bezug zum Eingriffsort. Dies widerspricht dem naturschutzrechtlichen Grundsatz der 
vorrangigen örtlichen Kompensation und lässt Zweifel daran aufkommen, ob das Projekt in seiner 
Dimensionierung angemessen kompensierbar ist. 

5. Fehlende artenschutzrechtliche Kartierungen trotz planungsrelevanter Arten im Umfeld 

Die unmittelbare Nähe zum avifaunistischen Gebiet "Rossauer, Hainichener und Nonnen-Wald" (Gebiets-
nummer 4944-03) mit dokumentierten Vorkommen streng geschützter Arten wie Schwarzstorch und 
Rotmilan (Anlage-0-1_EB) erfordert vertiefte artenschutzrechtliche Untersuchungen zur Vermeidung 
von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG. Die Beschränkung auf eine Potenzialanalyse ohne 
eigene Kartierungen (Potenzialanalyse, S. 3) ist bei dieser Konstellation fachlich unzureichend und 
erhöht das Risiko von Verstößen gegen die artenschutzrechtlichen Verbote. 

Wesentliche Forderungen 

1. Variantenprüfung und Eingriffsminimierung 

Prüfung von Trassenvarianten und konstruktiven Alternativen zur weiteren Minimierung der Eingriffe in 
besonders geschützte Biotope und hochwertige Böden. Die Dokumentation einer Alternativenprüfung 
ist insbesondere für die erforderliche Biotop-Befreiung unerlässlich. 

2. Befreiungsverfahren nach § 30 BNatSchG 

Für den Eingriff in den besonders geschützten Grumbach ist zwingend ein separates 
Befreiungsverfahren mit Nachweis zwingender Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses und 
einer Alternativenprüfung durchzuführen. 

3. Artenschutzrechtliche Kartierungen und CEF-Maßnahmen 

Durchführung gezielter Kartierungen für die im avifaunistischen Gebiet dokumentierten 
planungsrelevanten Arten und Prüfung der Notwendigkeit vorgezogener Ausgleichsmaßnahmen (CEF-
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Maßnahmen) zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände. Insbesondere für die 
nachgewiesenen streng geschützten Arten wie Schwarzstorch, Rotmilan, Sperber und Habicht (Anlage-
0-1_EB) sind spezifische Untersuchungen erforderlich. 

4. WRRL-konformes Grundwasser-Monitoring 

Etablierung eines langfristigen Monitorings der Chlorid-Belastung im Grundwasserkörper "Untere 
Zschopau" mit definierten Schwellenwerten und Maßnahmenplänen zur Vermeidung einer weiteren Ver-
schlechterung. Die wassertechnischen Untersuchungen müssen belastbare Nachweise für die Versicke-
rungsleistung bei kritischen Regenereignissen erbringen (Wassertechnischer Bericht, S. 2). 

5. Vorrangige örtliche Kompensation 

Nachweis der Unmöglichkeit örtlicher Kompensation und Entwicklung funktional gleichwertiger Aus-
gleichsmaßnahmen im räumlichen Zusammenhang zum Eingriff. Die externe Kompensation über die 
Ökokonto-Maßnahme in Berthelsdorf sollte nur als ultima ratio erfolgen. 

6. Qualifizierte ökologische Baubegleitung 

Kontinuierliche ökologische Baubegleitung mit Eingriffsrechten zur Sicherstellung der 
ordnungsgemäßen Umsetzung aller Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen (Maßnahmenblätter, S. 3). 
Dies ist insbesondere für die sensible Phase der Gewässerbauarbeiten am Grumbach und die Einhaltung 
der artenschutzrechtlichen Bauzeitenregelungen erforderlich. 

7. Verschärfung der Vermeidungsmaßnahmen 

Die Bauzeitbeschränkungen für die Baufeldfreimachung (1. Oktober bis 28. Februar) 
(Maßnahmenblätter, S. 26) sind angesichts der Nähe zum avifaunistischen Gebiet und der 
dokumentierten Brutvorkommen streng geschützter Arten zu differenzieren. Für Gewässerbauarbeiten 
am Grumbach sind zusätzliche fischerei- und gewässerökologisch optimierte Zeitfenster zu definieren. 

Zusammenfassung 

Das Vorhaben weist in der vorliegenden Form erhebliche rechtliche und fachliche Mängel auf, die einer 
naturschutzrechtlichen Zulassung entgegenstehen. Die Eingriffe in besonders geschützte Biotope, die 
erhebliche Bodenversiegelung, die Verschärfung der Grundwasserbelastung und die unzureichende 
artenschutzrechtliche Prüfung erfordern eine sorgfältige rechtliche Prüfung und Nachbesserung der 
Planunterlagen. Wir bitten deshalb um eine Überarbeitung der Planunterlagen unter Berücksichtigung 
der genannten Anforderungen sowie um Beteiligung im weiteren Verfahren. 

 
Mit verBUNDenen Grüßen 

Helen Garber 
Landesgeschäftsführerin 


